
491 Arrestbefehl §10

raumes von dem Berechtigten die Vollstreckung beantragt wird. Der Geschädigte ist darüber zu be­
lehren. /
(2) Wurde der Arrestbefehl aufgehoben oder hat er seine Wirksamkeit verloren, hat im Ermittlungs­
verfahren der Staatsanwalt, im gerichtlichen Verfahren der Sekretär des Kreisgerichts die Pfän­
dungsmaßnahmen sofort aufzuheben.
(3) Der Sekretär des Kreisgerichts hat die Pfändungsmaßnahmen auch aufzuheben, wenn eine Ver­
wertung der gepfändeten Vermögenswerte zu Erfüllung der Zahlungsverpflichtung, zu deren Siche­
rung der Arrestbefehl erlassen wurde, nicht mehr erforderlich ist.

1.1. Verlust der Wirksamkeit des Arrestbefehls:
Durch die Frist von 3 Monaten sollen der Geschä­
digte und z. B. bei Ausspruch einer Geldstrafe oder 
der Auferlegung der Auslagen des Verfahrens auch 
das Gericht (Zentralbuchhaltung) veranlaßt werden, 
für den Fall einer nichtfreiwilligen Zahlung durch 
den Verurteilten die Vollstreckung alsbald nach 
Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung zu be­
antragen. Wurde sie innerhalb dieses Zeitraums be­
reits durchgeführt oder beantragt, bleibt die Wirk­
samkeit des Arrestbefehls bis zum Abschluß der 
Vollstreckung aufrechterhalten. Eine Aufhebung 
des Arrestbefehls ist deshalb nicht erforderlich.

1.2. Die Belehrung des Geschädigten über sein 
Recht, innerhalb des Zeitraums von 3 Monaten nach 
Rechtskraft der Entscheidung die Vollstreckung zu 
beantragen, ist zweckmäßigerweise bereits mit der 
Zustellung der auszugsweisen Entscheidung über 
seinen Schadenersatzanspruch (vgl. Anm. 3.2. zu 
§ 184 StPO) vorzunehmen.

2. Die Aufhebung von Pfändungsmaßnahmen ge­
schieht
- bei der Pfändung von Arbeitseinkünften oder 

anderer Forderungen durch Übersendung der 
Anordnung über die Aufhebung der Pfändung 
an den Schuldner, Gläubiger und Drittschuld­
ner;

- durch Beschluß des Sekretärs, der die Pfändung 
angeordnet hat. Der Beschluß ist nach Rechts­
kraft an den Liegenschaftsdienst zuzustellen mit 
dem Ersuchen, den Pfändungsvermerk im 
Grundbuch zu löschen;

- bei der Pfändung von Sachen durch ihre Frei­
gabe bzw. Herausgabe an den Verurteilten oder 
an eine von ihm bevollmächtigte Person;

- bei der Pfändung eines Schiffes oder Schiffsbau­
werkes durch die Zustellung des rechtskräftigen 
Beschlusses über die Aufhebung der Pfändung 
an den Schiffsführer oder die Werft.

3. Zur Erfüllung nicht mehr erforderlich sind ge­
pfändete Vermögenswerte dann, wenn die Zah­
lungsverpflichtung des Verurteilten erfüllt ist.
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